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l. Einleitung 

Bei der Vielzahl und der dauemden Publizität gerichtlicher Umwdtschutzverfahren 
Wlt kaum auf, daß vor Gericht längst nicht alles zur Sprache kommt, was an sich 
entscheidungserheblich sein müßte. Die Richter sind vollauf damit beschäftigt, die 
jeweils vorgelegten wissenschaftlichen Studien und Gefälligkeitsgutachten zu verste­
hen, zu gewichten und dann einer Seite - meist dem Anlagenbetreiber - Recht zu 
geben. Da bleibt kaum Zeit zum Nachdenken darüber, wie groß das Gefährdungs­
potential eigentlich sein darf und welche Belastungen der Umwelt zugemutet werden 
können, damit die Gesellschaft ihre Produkrions- und Energieprobleme lösen kann. 
Wesendichcs bleibe vom Gericht - immerhin zuständig für den Grundrechtsschutz -
ausgespart, wenn es über die Rechtmäßigkeit einer Anlagengenehmigung entscheidet. 
über die Gründe ließe sich vielfältig spekulieren. Sie sollen hier nicht interessieren. 
Bemerkenswert ist nur, daß auch der verbleibende Rest an entscheidungserheblichen 
Fragen in den letzten Jahren kleiner geworden ist. Der Rechtsschutz gegen 
umwelrschädigende Großvorhaben unterliegt deutlich einem Auszehrungsprozeß. 
Dies hat Reiner Geulen in der KJ Ro, S. 170 H. anhand vieler Beispiele aus der 
Rechtsprechung belegt. An seine Rechcsprechungsanalyse wil.l der folgende Beitrag in 
gewissem Umfang anknüpfen, indem er der Frage nachgeht, unter welchen 
Bedingungen sich der GruDdrechtsschutz voraussichtlich weiterentwickeln 
wird . 
Zu den Bedingungen des gerichtlichen Grundrechtsschulzes gehören Vorgaben 
durch die bisherige Rechtsprechung, durch den Gesetzgeber und durch die 
rechtswissenscha.ftliche LiteratUr. Lobbyisten und Rechrswissenschaftler widmen 
sich seit einiger Zeit verstärkt dem atomrechtlichen Genehmigungsverfahren. Große 
Teile des Verfahrensrechts stehen zur Disposition . Die Zeichen stehen auf 
Reform . 
Nun dringt in das öffentliche Bewußsein wohl imm.er mehr, daß die Gleichung 
Refonn = Fonschritt nicht mehr stimmt. Zehn Jahre ~Reform.politik der 
sozial-liberalen Koalition haben die Begriffe verändert. Konnte zu Beginn der 
siebziger Jahre Reform noch als ein Stück gesellschaftlicher Emanzipation begriffen 
werden (»mehr Demokratie wagen«), so ist mit dem Ausbleiben dieser Reformen die 
Skepsis gegenüber den Regierenden gewachsen, und heute har Reform, wie es scheine, 
einen anderen Inhalt bekommen . In der gegenwärtigen restaurativen Phase sind 
Reformen ein Mine! zur Sicherung geworden. Veränderungen dienen der Stabilisie­
rung des Status quo, FortSchritt ist nicht mehr gefragt, Wer heute die Möglicbkeit 
gesellschaftlichen FortschrittS offenhalten will, der muß vor allem bewahren, 
erhalren, konservieren . Und Grundrechtsverwirklichung heißt nichr mehr Ausbau 
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)90 von Freiheit und Demokratie. sondern Schutz vor Einschränkung bestehender 
Freiheitsrechte. 
Grundrechrsschutz und Reform seehen zu Beginn der achtziger Jahre in einem 
Spannungsverhältnis zueinander. Seit der ~neue" Reformgeist Einschränkungen der 
politischen Betfüigungsfreiheit hervorgebracht hat, empfiehlt es sich, vor Reformen 
auf der Hut zu sein. Dies gilr nun ganz gewiß für einen so hochpoliuschen Bereich wie 
den des Aromrechcs. Hier findet seit etwa 5 Jahren eine lebhafte Diskussion um die 
Vereinfachung und Besch.leunigung des atomrechdichen Genehmigungsverfahrens 
statt. Sie wird geführt von Juristen, die - mehr oder weniger im Banne form;t/­
positivistischer RechtsauHassung stehend - in dem sicheren Bewußtsein leben. zum 
gesellschaftlichen Fonschritt beizutragen. wenn sie für die Durchforstung von 
Paragraphenwäldern und rur Verfahrensvereinfachung eintreten, zum;t/ wenn es um 
die Lösung gesellschaftlicher Hauptprobleme wie der Energiesicherung geht. Bei der 
großen Popularität dieser Ziele gehe allerdings leicht die Aufmerksamkeit dafür 
verloren. daß der Regelungsgegenstand - Schutz vor atomaren Gefahren und Risiken 
- ein ganz spezieller ist, der möglicherweise gerade nicht - zumindest zum jetzigen 
Ze.jtpunkt - eine Verfahrensbeschleunigung und -vereinfachung zuläßt. So verwun­
dert es nicht. daß nahezu jeder mit dem Atomrecht befaßte Richter, Behördenver­
treter. Lobbyist oder Reclltswissenschafder seinen Beitrag zur Reform leisten möchte 
und dabei vornehmlich die Ef{iz;eoz des Genebmigungsverfahrens im Auge hat, 
weniger dagegen die Sorge um die Einhaltung rechtsstaatlicher Verfahrensgarancien. 
Die allseits festzustellende Reformfreudigkeit - unter Juristen noch immer Ausweis 
von Originalität und FOrlschrirudenken - läßt dementsprechend die wenigen 
prin~ipieUen Gegner einer Verfahrensbeschlcunigung als verantwortungslos han­
deJnde Ignoranten, wenn nicht Fortschrittsverweigerer erscheinen. Diesen Verwei­
gerern. allerdings nicht nur ihnen, ist der folgende Beitrag gewidmet. In einer Zei~ die 
immer noch geprägt ise von ungebrochener Wachstumsideologie und der Vorstel­
lung, daß jede auf Erh;t/cung des ökonomischen StatuS quo zielende Reform ihre 
Legirimität gleichsam in sich trage. kommt es darauf an, den Ideologiecharakter 
solcher Reformen zu erkennen und auf die mit ihnen verbundenen Risiken 
hinzuweisen. Für die beabsichtigte Reform des atomrechtuchen Genehmigungsver­
fahrens kann dies nach dem jetzigen Diskussionsstand nur heißen, zum Schutz der 
Grundrechte aufzurufen. 
AuHälligerweise ist der Zusammenhang zwischen atomaren Gefahren und den 
Grundrechten auf Leben und körperliche Unversehrcheit, auf Freiheit von Angst und 
auf menschenwürdige Umwelt bisher kaum untersucht worden' - sicher auch ein 
Zeichen für das geringe Engagement der Kernkrafcgegner in der Rechtswissenschaft. 
Daher kann von der Gegenseite immer wieder unwidersprochen behauptet werden, 
daß die Wahrung der Grundrechte Vorrang habe vor dem Ausbau der Kernenergie. 
Die Frage ist nur, welche Relevanz den Grundrechten für das aromrechtliche 
Genehmigungsverfahren zugemessen wi(d. Diese Relevanz zu betonen, gerade auch 
im Hinblick auf die Reform, ist zur zentralen Aufgabe für diejenigen geworden, die 
an sich .. Besseres« zu tun hätren ;t/s Bestehendes zu verTeidigen. Da aber zu erwarten 
ist, daß der individuelle Grundrechtsschutz das beherrschende Thema der weiteren 
rechtspolicischen Auseinandersetzung sein wird, bleibt den Kritikern nur die passive 
Rolle des Mahners. Auf das Defizit an Grundrechtsschutz in der Auseinandersetzung 
um die weitere Behandll1ng der Kernenergie hinzuweisen, ist Ziel der folgenden 
Ausführungen . Inhahlich geht es dabei weniger um erschöpfende Darstellung als um 
das Nachzeichnen der Schwerpunkte und Tendenzen. 

, $. dazu Roßnagcl, Grundrech", und Ke.mkraflwerke, '979, S. )j L und $. 4' H. 

https://doi.org/10.5771/0023-4834-1980-4-389
Generiert durch IP '31.145.16.12', am 22.05.2025, 14:37:35.

Das Erstellen und Weitergeben von Kopien dieses PDFs ist nicht zulässig.

https://doi.org/10.5771/0023-4834-1980-4-389


11. Rahmenbedingungen 

Die Reformdiskussion ist nicht neu. Schon 1975 hat die Bundesregierung die 
Notwendigkeit einer Refonn betont und dazu festgestellt, daß die Reforminhalte 
"nach den rechtsstaadichen Regeln der parlamentarischen Demokratie entschieden 
werden«' müssen - eine Selbstverständlichkeit, deren Hervorhebung wohl nur die 
Sorge um die weitere Beachtung dieser Regeln ausdrücken sollte. Seither ist 
positivrechtlich noch nicht viel geschehen. Das Atomgesetz geht auch in der Fassung 
vom 31. Oktober 1976 - nach vier Noveliierungen und mehreren neuen Verord­
nungsermächcigungen - nicht den entscheidenden Schritt, läßt insbesondere § 7 
AtomG unberührt und hält verschiedene Wege zur Weiterentwicklung des Geneh­
migungsrechtes offen. Daß trotz allseits betonter Notwendigkeit zur Beschleunigung 
des Verfahrens niches Entscheidendes bisher unternommen wurde, ist iodessen 
weniger mit der Schwierigkeit der Rechtsmaterie als mit der besonderen politischen 
Brisanz des Problems zu erklären. 
Es gehön mit zu dieser Brisanz, daß parallel zu dem Wunsch nach Verfahrensbe­
schleunigung und -vereinfachung die Grundrechtsrelevanz des Verfahrensrechts 
entdeckt wurde. Hier tut sich ein Zielkonflikt zwischen Effizienz und Grundrechcs­
verwirklichung auf, der bis heute nicht gelöst wurde. 
Als ein Ergebnis der neueren Grundrechtsinterpretation ist - vor allem durch 
Häberle ' - die Funktion des Verfahrensrecbts als Teil der Grundrechcsverwirkli­
chung herausgearbeitet worden. So ist in der Rechtsprechung des Bundesverfassungs­
gerichts seit einiger Zeit die Tendenz spürbar, auch aus einzelnen Grundrechten 
Maßstäbe für die verfassungskonforme Ausgestaltung des Verfahrensrechts zu 
gewinnen". Und in dem Mülheim-Kärlich-Beschluß vom zoo Dezember 1979 hat das 
Bundesverfassungsgericht den Einfluß des Grundrechts auf Leben und körperliche 
Unversehrtheit auf das atomrechdiche Genehmigungsverfahren anerkannt!. Obwohl 
gerade dieser Beschluß in bedenklicher Weise den Grundrechtsschutz verkürZt, 
indem er feststellt, daß im einstweiligen Verfahren nach § 80 Abs. S VwGO die 
Verletzung von Vorschriften über die Beteiligung Dritter keine Grundrechcsverlet­
wng bedeute', ist er doch ein wichtiger Markstein auf dem Weg zu einem 
grundrechtsverwirk.lichenden Verfahrensrecht. Künftig dürfte kein Gesetzgeber und 
kein Gericht mehr daran vorbeigehen können, daß die öffentlichkeitsbeteiligung in 
umweltrechdichen Genehmigungsverfahren dem wirksamen Rechtsschutz der Bür­
ger dient und nicht, wie noch vor kurzer Zeit von einigen Obergerichten eorschie­
den?, lediglich dem Iniormationsinteresse der Verwaltungs. Der Grundrechtsschutz 
in den Beteiligungsrechten scheine - mit der vom Bundesverfassungsgericht im 
Mühlheim-Kärlich-Beschluß gemachten Einschränkung - damit (vorläufig) gesi­
chert. 

1 BT-Drudu. 7/)871, S. to. 
J Vgl. VVDSIR 30 [197:], S. 43 [861(" "I fL); derselbe, Vcrf,,-,<ung :>.ls öf{cnl~ch" Prouß, '978, S. 

677 fl. 
4 Zu An. 14 GG BV~rfGE '4, }67 [401); 35, 148 [)61]; 37, 1 Jl [14 1, 148J; 45, 297 fJ H, ) ))); 46• 315 [)H); 

49, HO [lll]; 5 I, 150; zu An. IJ GG SVedGE )9.176 ('94); «. lOS [119 fLJ; 45. 4" [4)011.]; 48.19' 
['97 LI; So, ,6(30); zu An. 1 Abs .• GG BV.riGE 51, F4. 

5 - 1 BvR JSS/71 - = DOV 80, '99 [JOl]. 
o S. cUzu die abweichende Meinung der Riciner Simon und Hcußner. DDv 80, JO) ff. 
7 Vgl. Mülhcim.~lich-Beschlu.ß dc-s OVG Koblenz, D'fB1. 77. 7)0; ferner OVG Koblcnz GewerArch. 

71.' J) [I )5J; Bayer. VGH GewerArch. 7l. 61 (6)J und DVBI. 79, 671 [677) jc:-"",ils unter Bczugnahme~uf 
cin Uneil des Bundesverwalrungsgerichts. das - freilich nur für den Bereich des WJS5crrecbts -
n.acbbarschülunde FuokLionen von Beleiligungm:chlco .. blehn,e, vgl. BVerwGE 4', J8 [6J II.J. 

8 Vgl. dazu Blümd und Kimminich. 5. Deutsches Atomrecbls-Symposiurn, 1976, S. 1» [1>7 H.J und 16) 

[166 LJ; Redckcr in der Feslgabc zum 25jihngen Beslehen des Bundesverwaltungsgerichts, 1978. S. I I I 

[po); Breucr NJW 78. '5S8 [1104): OVG lüncburg DVBL 77, 347 [H8]. 
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)92 Wie die Refonn mit ihrer Rationalisierungsabsicht auf diese neuere Grundrechtsent­
wicklung reagien, ist eine spannende Frage, oder besser: hätte eine spannende Frage 
werden können. Denn die .Lösung~ des Konflikts zwischen Effizienz und Grund­
rechtsschutz bahnte sich schon an, noch ehe die Reformer dazu umfassend Stellung 
genommen hatten. Der Wink kommt vom Bundesverfassungsgericht in Gestalt seiner 
Richter Simon und Heußner, die in ihrer abweichenden Meinung zum Mülheim­
Kärlich-Beschluß die ,.gewichtigen zusätzlichen Voneile« der grundrechtsSchütz.en­
den Bedeutung der Verfahrensbeteiligung hervorheben: ~Sie ist Vorausset2.Ung für 
die unerläßliche Akzeptanz atomrechdicher Entscheidungen durch die Bevölkerung 
und ermöglicht darüber hinaus der Verwalrungsgerichtsbarkeit, den Schwerpunkt 
ihrer Nachprüfung von der schwierigen Beurteilung technischer und naturwissen­
schaftlicher Streidragen mehr auf eine Verhaltens- und VerfahrenskontroUe der 
eigentlichen Entscheidungsträger zu verlagern .. . «9. Grünes Licht also für die 
vielzitien:e »Auflockerung der richterlichen KontroUdichte «. Oie Verlagerung der 
Kontrolle von der Judikative zur Exekutive ist denn auch der Generalnenner, auf dem 
sich die Vorsch)~e zur Beschleunigung und Vereinfachung des atomrechtlichen 
Genehmigungsverfahrens bewegen. Auf die Formel »vorsichtige Zurückdrängung 
der Kontrolldichte in der Verwaltungsgerichtsbarkeit« läßt sich auch das Ergebnis 
der Reform überlegungen bringen, die als zentrales Thema des 6. Deutschen Verwal­
rungsrichrertages von etwa 200 Verwaltungsrichtern am 7.-9. Mai 1980 in Kassel 
diskutiert wurden" . In ihrer großen Mehrheit waren sich die don: Versammelten 
darin einig, daß die viel beklagte überforderung der Verwalrungsgerichte gerade in 
Atomprozcssen dazu nötige, das Hauptgewicht der Kontrolle vom Gerichtsverfah­
ren auf das Verwaltungsverfahren zu verlagern. Die Lösung zeichnet sich ab. Sie ist 
ebenso faszinierend wie trügerisch : faszinierend, weil die grundrechtsverwirkJjchen­
de Auskleidung des Genehmigungsverfahrens durch Einspruchs- und Widerspruchs­
rechte, durch Erörterungstermine und Anhörungsverfahren ein Mehr an Rechts­
schutz intendiert; trügerisch, weil eben dieses Mehr im anschließenden Gerichtsver­
fahren wieder abgezogen wird, wo es im wesentlichen nur noch um die Kontrolle der 
Einbaltung von Verfahrensregeln gehen soll. Nun wäre diese Entwicklung nicht 
besorgniserregend, wenn jedenfalls im Ergebnis der Grundrechtsschutz realisiert 
würde. Aus der Sicht rechtsschutzsuchender BetroUener mag es VOTI untergeordneter 
Bedeutung sein, ob sie ihre Rechte im Verwaltungsveriahrcn oder vor Gericht geltend 
machen können. Entscheidend ist schließlich. ob es eine unabhängige Komrollin­
stanz gibt und wer darüber befindet, wie gefahrencrächtig das zu genehmigende 
Kernkraftwerk betrieben werden darf. Es kommt also darauf an, die Rdormvor­
schläge daraufhin auszuloten, ob und in welchem Maße sie den Grundrechtsschutz 
sicherstellen. 
Der Blick auf die bisher vorliegenden Publikationen zeigt recht eindrucksvoll die 
Geschlossenheit der staatlichen Stellen, der Energieversorgungsunternehmen und der 
Rechtswissenschaft darin, das Genehmigungsverfahren künftig effektiver und 
schneller zu gestalten". Es gibt Unterschiede in der Beurteilung der Notwendigkeit 

9 EuGRZ 80, 68 [7')' 
10 $. dazu den Bericht VOll f. K. Fromme in der FAZ vom JO. Mai 19S0 und das nlesonpapi<r von Sellner, 

KonrroUc immissionsrechtlicher und ~Iom",<,h"ieh" Enl$chcidungen im V crwalrung<prouß, zum 
Verwötlrungsrichtcnag. 

I I Zu nennen - weil oft >.i,iert bzw. überblicke gebend - ,ind besonders: die von Lukes herausgegebene 
Schnllen.rcihc .Rtcht-Tcchnik-Wirtschah .. über die regelmäßig Ilmfind.ndtn Deutschen Alomr~hl\­
Symposien (.mn.!.en Referate und Diskuss iooubeirriige vOn Wisscn"haidcm, BM.m"n und lndumi~­
, .• " ,el.m), dazu der Berieh, von Backherm< über da.< 6. Aromrcchu-Sympo<ium. DVBI. SO. I 57!.: 
LukcsfVollmerlMahlmann, Grundproblcmc zum ,tomrechdichcn Genehmigungsverf.hren. '97~; ferner 
O«<.>nbühl. DVBI. 78,1; List! DVBI. 78, 10; BlümrlDV81 77, JI)'; ~chelcrZRP 77, 14'; W.gncr/Nobbe 
NJW 78, '018; Bender NJW 79, '4'j· 
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rechtsstaatlicher Garantien. aber die Vorschläge zielen doch allesamt auf em 
rationelleres Verfahren. Diese Einmütigkeit ist nicht verwunderlich angesichtS der 
Erfahrungen der letzten Jahre. die den Schluß zulassen, daß die Dauer der einzelnen 
Genehmigungsverfahren im deutlichen Gegensatz 7..um vorrangigen Ausbau der 
Kernenergie steht. 
Im einzelnen gehen die Reformer von folgenden Annahmen und Erfahrungen 
aus; 
- Die Option für Kernenergie ist unverzichtbar. Die steigende Gefahr einer 

weltweiten Energieverknappung, die internationale Wettbewerbsfähigkeit (nicht 
zuletzt beim Export von Kernenergieanlagen) und der relativ günstige Kostenfak­
toT lassen den Ausbau der KernkraIttechnologie dringender denn je erschei­
nen". 

- Die Vielzahl der z. Zr. erforderlichen Bau- und Betriebsgenehmigungen - die 
Praxis geht von 20-30 öffentlich-rechtlichen Erlaubnissen bzw. Genehmigungen 
aus'J-, die zunehmende Dauer des behördlichen Verfahrens und besonders die sich 
regelmäßig anschließenden GerichtSverfahren verzögern den beschleunigten Aus­
bau der Kernenergie. Der Sau : .,Die Genehmigung von Kernkraftwerken bedarf 
der gerichtlichen Bestätigung« gilt als empirisch gewonnene Norm". Eine 
Verfahrensdauer von 8 Jahren ist keine Seltenheit. 

- Die (ohnehin chronische) Uberlastung der VerwaJtungsgeriehte nimmt zu. Viele 
Kammern und Senate sind auf Jahre hinaus mit Atomverfahren ausgelastet; die 
Prozeßlawine hat erst jetz.t das Bundesverwaltungsgericht erreicht". Mit dieser 
zeitlichen Belastung ist die - behauptete - qualitative überforderung der Gerichte 
verbunden. Die Richter gelten als dem Sachverstand der Fachleute oft hilflos 
ausgeliefert und zu einer Beurteilung aller technischen Fragen kaum in der 
Lage'6. 

- Die mit der Kernenergie zusammenhängenden Fragen geraten zunehmend in die 
öHentliche Auseinandersetzung, was nicht zuletzt bedingt ist durch das Fehlen 
klarer Regelungen, die den Ablauf der Verfahren reibungsloser hätten gestalten 
können. Die» Thematisierung des Atomstaates~ 'lhat auch vor den Gerichten nicht 
Halt machen gemacht. Obgleich vielfach einander widersprechend haben die 
Gerichte in den vergangenen Jahren doch auch Markierungspunkte gesetzt, die zu 
einer umfassenden Thematisierung führen könnten . 

Dieser Aspekt soll noch erwas oäher beleuchtet werden. Seit im Jahre 1962 das erste 
mit Atomanlagen befaßte Gericht. das Verwaltungsgericht Aachen, hervorgehoben 
hat. daß der in § I NT. 2 AtomG verankerte Schutzgedanke Vorrang habe vor den 

') Diese - ideologi,eh bestimmte - FehJeiJl.<cb'lZIl11g LS' so verbreite., d~ sie nichl mehr belegt werden ,oll. 
Hinzuweisen i", nur auf die zahlreichen Äußerungen von Rtgierungs- und Poruivenrerem. Speziell zur 
.immer großeren BedeUlung der Zu.~mmen .. bci. ;n den Lindern der Drinen WeJr auch im Botcich d., 
friedlichen Nu.zung der K<fn~ergie .. - vgl. S,a.t.<sekrcür LoU[~nscbl.ägcr im Bulletin der Bundesregi<­
rung Nr. 1> S. ,8J I. vom '9. FebN.r 19&0. Bezeichnend auch die Äußerung de< Pr'sid,n.en d~r 
Deutschen Bank Guw im Spiegel Nr. lJ vom '0. März '980, S. '4 [lj], der die Erha.hung der 
imcmltion.len Wcttbewerbsf:ihigkeit '·On der .vcrs"rktcn Entwicklung eigener Energicqu.Uen" -
gemein. isr Kernenergie - .bh'ingig mlchl. 

• J Vgl. LukcsIVollmcr/Manlmann, a. 3 . o. s . • s. 
J4 Oss~nbühl, DVlII. 78, I: ~r .priehl auch von einer " VerlonYlung des R""h",ul,t-< in den Junizsta.at. 

(a. ,.0., S. 1). 
'5 Don waren im r.1~i '980 Verf,},r.n gegen die Kernkralrwcrke St.dt, Gccsthachv'Krümmcl, Wyltl und 

Mlilheim/Kärlich .nhängig. 
,6 Vgl. Os",nbuhl, a. a. 0 ., S. '511.; Bender, NJW 79, '43'; Wagner, DOV 79, 70811.; lOderer Ansicht 

ROlh-Stielow, DtlV 79, .67 L; vgl. auch die Zeit:>cbril. Diagnosen Februlf '9S0, s. SO f. 
'7 Hinz, Der A,omsl.a.:ll vor Gerich,l, in: H<\.Ile,bnch (Hrsg.) Die •• om .... " GeseUschaft. '978, S. "5. 

'J7· 

J9J 
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394 »starken privaten und öffentlichen Interessen an der Erforschung, Entwicklung und 
Nutzung der Kernenergie zu friedlichen Zwecken«", sind die Anforderungen an den 
Schutz vor Gefahren und Risiken durch verschiedene Urteile konkretisiert und 
verschärft worden. Hervorzuheben sind etwa das Würgassen-Urteil des Bundesver­
waltungsgerichts vom 16. März 1972'9, das den Vorrang des Schutzgedankens vor 
dem Förderungszweck höchstrichterlich bestätigte, der Brokdorf-Beschluß des 
OVG Lüneburg vom 17. Oktober T977'o, der eine umfassende Erönerung der 
möglichen Gefahren und Risiken enthält, das Wyhl-Urteil des VG Freiburg vom 
! t. März '971", das für den Berstschutz den völligen Risikoausschluß forderte und 
auch das Voerde-Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom '7. Februar 1978"', das 
für den Immissionsschutzbereich die völlige gerichtliche Oberprüfbarkeie der 
Emscheidungsgrundlagen sowie die Noewendigkeit eines vorbeugenden Immis­
sionsschutzes betonte. Freilich S"teht solchen Urteilen, die den Weg zu einer 
umfassenden Thematisierung ebneo könnten, eine andere restriktive Tendenz 
gegenüber, die Geulen in seinem Beitrag beschrieben hat') . Um die Liste der don 
aufgeflihnen Fälle nur um drei aktuelle Beispiele zu verlängern : in seinem 
Brokdorf-Beschluß vom 17. März '980 hat das VG Schleswig entschieden"'" daß der 
Entsorgungsnachweis keine Genehmigungsvoraussetzung im Sinne des § 7 Abs. 2 

AtomG sei und die Ungewißheit der Enlsorgungssituation zu Lasten des Gesetzge­
bers und der Regierung gehe, nicht aber den Betreiber der Anjage treffen dürfe. Das 
bedeutet die Umkehr der bisher im Atomrecht geltenden Regel. nach der Zweifel an 
der Gefahrenlosigkeit der Anlage zu Lasteo des Bctreibers gehen. Am 30. April I9&0 
hat das Bundesverwaltungsgericht in einem Revisionsverfahren gegen das Atom­
kraftwerk Grafenrheinield das Armenrecht des Klägers mit der Begründung 
abgelehnt, daß es zu einer formgerechten Revisionsbegründung nicht genüge, da.s 
Berufungsun.eil umfassend anzugreifen'l, BereitS unsubstantiierr ist danach ein 
Revisionsvortrag, der das vorinscanzliche Urteil mir den weltweit gemachten 
Erfahrungen über die Gefährlichkeit der Awmenergie und der daraus folgenden 
Fehlinterpretation des Begriffs »Restrisiko~ angreift. Auf diese Weise wird sich das 
höchste deutSche Gericht den entscheidenden Fragen des Genehmigungsverfahrens 
erfolgreich verschließen können. Vorläufiger Höhepunkr ist aUerdings die Begrün­
dung zu einem Urteil des VG Schleswig, das die Wiederinbetriebnahme des 
AtOmkraftwerks Brunsbüttel ermöglichte. Darin heiße es, das Gericht habe feststel­
len mi.issen, daß Klagen und Aussetzungsanträge bezüglich kerntechn.iscber Anlagen 
mit einer Flut von unsachJichen und polemischen Äußerungen verbunden seien. Es 
sei deshaJb hin(orc abzuwägen. ob solche rechtlichen Schritte lfrechtSmißbräuchlich 
und damit unzulässig~ seien. Insbesondere müsse geprüft werden, »ob sich die Kläger 
und Antragsteller nicht in Wirklichkeit unter Hervorhebung der subjektiven 
Betroffenheit gegen die friedliche Nutzung der Kernenergie im aJlgemcinen wen­
den,,". 
Trotz dieser restriktiven Tendenz in der Rechtsprechung dürfte für die Motivacions­
lage der Reformer der beherrschende Eindruck der folgende sein: Regelmäßig müssen 
die Gerichte ein atomrechtliches Genehmigungsverfahren zu Ende führen; da.bei 

18 Zilien nach Hinz. 1, •• 0 ., S. 11 S. 
'9 - 11 C 49.70 - = DVBI. 72 . 678. 
10 - VII OVG B Hin - = DVBI. 77, HO, 
LI - VS ]I 27175 - .. NJW 77. 16~j. 
H - I C 'o~ . 76 - BVerwGE 15. IjO. 

'l Geulen KJ 80. 170 - 175· 
~4 ET 8o, )01 · 
15 Beschluß d« 7. Sen lU - 7 C 88·79 -. 
16 Zilien nach Kider N.chridlle"ll vom 1 I. 8. 80. 
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finden sie sich stets in der unkonventionellen Position, über d~n (Grundrechts-) 
Schutz Drictenu entscheiden'7; die uneioheidiche Bewertung des Individualschutzes 
und die unterschiedlichen Ansichten zur Intensität richterlicher überprüfung 
kÖlUlten die weitere Entwicklung unkontrolliert werden lassen; es droht die Gefahr 
einer Thematisierung des Atomstaates; sie muß im Interesse der Energiesicherung 
durch gesetzgeberische und interpretative Vorgaben verhindert werden,l. 
Diese Rahmenbedingungen machen es verständlich. daß die Reformen in ihrer 
Gesamuendenz eine Kompetenzverschiebung von der Judikative zur Exekutive 
bewirken sollen und die zentralen Fragen vom Normgeber entschieden werden 
sollen. Daß dabei die Beteiligung und der Rechtsschutz der Betroffenen auf dem Spiel 
stehen. kann nach der geschilderten Ausgangssituation immerhin vermutet werden. 
Dies wird im einzelnen noch zu belegen sein. 

Ill. RefQTminhalte 

Die bisherigen Rdormbemühungen lassen sich strukturell danac" unterscheiden, ob 
sie die Konkretisierung und Ergänzung von Vorschriften des Atomgesetzes betreffen 
(dazu unter J.) oder ob sieauf die Neueinführung bzw. Änderung des administrativen 
Genehmigungsverfahrens insgesaJm gerichtet sind (dazu unter 2.) . 
I. In dem Bemühen die gerichtliche Koncrolldichte zugunstcn größerer Entschei­
dungskompelenz der Genehmigungsbehörden aufzulockern. wird verschiedentlich 
die größere Verfahrensnähe der Verwaltung und die Andersartigkeit von Verwal­
rungs- und Gerichtsverfahren betont. Dabei versuchen namentlich UIc'9 und 
Schrnict-Glaeser1o in einem Vergleich mit der Entscheidungssrruktur der Indizie.rung 
von jugendgefährdenden Schrihen den Behörden Beurteilungsspielriiume zuzuge.ste­
hen, bei denen das Gerichr in Grenzfällen die Behördenentscheidung hinzunehmen 
habe l '. Von anderen wird der Charakter einer Prognoseentscheidung der Gefahren­
UIld Sicherhe.itsüberprüfuog zum Beleg dafür genorrunen, daß den Behörden ein 
gerichclich zu respektierender 1>Einschätzungsspielraum« bleiben müsse)'. Feuchte ll 

und Rengeling~ gehen den gleichen Weg, indem sie Kemkraftgenehmigungsentschei­
dungen als eine Variante sogenannter Planungsentscheidungen ansehen, bei denen 
nach herrschender Meinung wegen der gesetz~ch vorgegebenen Planungskompetenz 
der Exekutive die gerichrliche Kontrolle beschränkt istJ1 . 

Derartige Begrenzungsversuche unterliegen dem grundsärzlichen Einwand, daß es 
eine Dogmatik zur Anerkennung nicht überprüfbarer Entscheidungsspielräume im 
Allgemeinen Verwaltungsrecht bisher nichr gibt und daher nicht einfach nach 
Opportunität verfahren werden darf (Gewaltentrennung). Die insoweit restriktive 
Rechtsprechungsprvcis des Bundesverwaltungsgerichts1& zielt im Gegenteil auf die 
gerichtliche überprüfbarkeit der Verwaltungsentscheidungen immer dann, wenn 

27 Alomproz.:sse. in denen ein Betreiber gegen die Vcrsagung der Genehmigung klag., h.1 es bisher k.tum 
gegeben. 

28 Befürchtungen in die.er Richtung wurden schon '97~ ~uf dem }. Deutschen Alomrec.h,,·Symposium 
gC3u&n; vgl. Fisch<rbof und Bliimelln luke! (Hrsg.), Schriftc.oreihc B;lnd 7. S. 19 Ir. bzw. J} I. 

29 VgJ. Ule, Bundc;immissioruschul~gesel~ Kommentar, '977, § J Rdnr. '7 Ir.; derselbe, WirI.Sch.h und 
Verw~ltung 77. So H. 

JO Schmiu·Gbeser, Der bndku;s 76, 241, 1~6 11. 
p Vgl. auch Feldhau.<. Bundcsimmissionsschutzrccht Kommentar, '979. § } Rdnr. 6. 
Jl Osscnbühl. DVBJ. 76. ~6} If. und DVBI. 78. I, f I. mil Hinweisen .ul So inlerprelierb",e Gerichtscnt· 

scheidungen. 
H F<Uchte, Dic VcrwahUllg Tl, 29' H. 
}4 Rellgeling JZ 77, l-jl, 546. 
H VgJ. BVerwGE )4. }Ol; 41, }09; M. Schröder, DOV 71, )08 H. 
}6 Vgl. z. B. BVerwGE 24, l} [J2 LI; 55, llo (l5J]. 
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nicht ausnahmsweise zwingende Gründe - fehlende Wiederholbarkeit u . ä. - dagegen 
sprechen. Es könnte sonst nämlich nicht ausgeschlossen werden, daß sich die Behörde 
mit Hinweis auf die Besonderheit der Entscheidung der Gerichtskontrolle encz.ieht, 
Im übrigen ließe der Anspruchscharakter der Genehmigungsvorschrihen im Atom­
gesetz (Wenn-Dann-Schema) eine Anerkennung prognostisch oder planungsmäßig 
begründeter Behördenentscheidungsspielräume wohl kaum zu. 
Das hinter den Refonnbemühungen stehende Bedauern um die Diskrepanz zwischen 
regierungsamclicher Energiepolitik und praktischer Umsetzbarkeit dokumentiert 
sich allenthalben. Es führte auch zu Vorschlägen, die auf eine Trennung von 
Planungsentscheidung und Anlagenprufung zielen. So zum Vorschlag des Standort­
Vorbescheides)7, der Einführung des PI:mfesmellungsverfahrens)s, aber auch immer 
wieder zu dem Wunsch nach einer verstärkten Teilnahme des Gesetzgebers am 
GenehmiguDgsverfahren, zumal es um Fragen größter politischer Tragweite gehe)~ . 

Ob mit dem verstärkten Tätigwerden des Normgebers eine größere demokratische 
Legitimität verbunden ist, wie immer wieder argumentiert wird, und ob die 
Schutzinteressen der betroffenen Bevölkerung gewahrt sind, wenn - wie zu erwarten 
- dadurch die gerichtliche Kontrolle begrenzt wird, kann bezweifelt werden . 
Jedenfalls ist - soweit ersichdich - in den Reformvorschlägen ein Hinweis auf die 
Gefahr eines noch größeren Partizipationsverlustes nirgendwo enthalten. 
Ein anderer Bereich der de lege lac.a angestellten Reformüberlegungen ist die 
Konkretisierung von einzelnen 3romgesetzlichen Bestimmungen aut der Ebene von 
Ausführungsvorschriften . Hier geht es in erSter Linie um weitere Kodifizierungen 
zur Erforderlichkeit der Vorsorge gemäß § 7 Abs. 2. Nr. 3 AlOmG40

• Nach Ansicht 
der Bundesregierung sind für die rechtliche Bewertung der erforderlichen Schadens­
vorsorge Berechnungsmethoden zur Qu:u1(jfizierung des Restrisikos denkbar". Als 
Grundlage einer Verrechdichung der Risiken könnte die Ende t 979 vorgelegte 
"Deutsche Risikostudie« der Gesellschaft tür Reaktorsicherheir" dienen. Ohne 
abschließend bewerten zu wollen, ist aber schon jetzt auf die zahlreichen Unsicher­
heiten in der bisher bekannten Methodologie und bei den Erfahrungsdaten hinzu­
weisen (siehe das Schicksal der amerikanischen Rasmussen-Studie, die wegen allzu 
optimistischer Ausgangsdaten bald wieder zurückgezogen werden mußte; siehe 
Harrisburg; siehe La Hague etc .). Und schon die vorhandene Normierung der 
Strahlen belastung durch die Strahlenschut2.verordnung vom t). Oktober 1976 ist 
keineswegs ein verläßlicher Maßstab. Im Fall einer - nach den Erfahrungen mit der 
behördlichen Normumsetzungspraxis nicht überraschenden - schematisierenden 
übertragung von normierten Suahlungshöchstdosen erweist sich nämlich die 
Strahlenschutzverordnung als Bescrahlungserlaubnis4l . 

Daß bei jeder Normierung technischer Messungen und Erfahrungen Vorsicht und 
größte Flexibilicät geboten ist, uigt die immer mehr sich durchsetzende wissenschaft­
liche Erkenntis, wonach es einen konkretisierbaren Unbedenklichkejtsbereich 
einfach nichr gibt. Dem vom Bundesverfassungsgericht im Kalkar-Beschluß<-4 
gefordenen "dynamischen Grundrechmchurz « könnten übermäßig typisierte 
Gefahrenstandards durchaus entgegenstehen . Durch Rechtsverordnungen und Ver-

37 Z. n. n,ieme, DOV 76, 296/1 . 
J& Vgl. elW, Lc<h~er, ZRP 77,241, 'H; lukes.IVolimer, o. a. 0 ., S. '} Ir. 
}9 Vgl. Lech.! .. , •. a. 0 ., 'H ; BlümcJ, DVBI. 77, JOI, pI; Os,enbühl, OVßI . 78, 1.8; Listl, DVB\. 78. 

,01L 
40 Vgl. duu jetzt Obcnh:UJs/Kllckllck DVBI. 80, J S4 f/. 
41 Vgl. die Erklärung im Bulleti" der Bundesregierung Nr .• 11 S. 11}8 vom 11 . Ok,ob .... 1979. 
41 In Kunlassung erschienen 1m 'S . August '979. 
4) Vgl. HilU. DuR 76, 148, '$8. 
44 Vom S. August '978 - 2 Bvl gI n - = DöV 79, 49 · 
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wahungsvorschriften ist das Problem der Risikoquanrifizierung bisher jedenfalls nur 
verlagen, nicht aber gelösr worden. Ob ein von Lukes'$ gemachter Vorschlag der 
Einführung von sog. UnterparJamenten mit gewissen Richdinienkomperenzen, 
vergleichbar den EG-Fachausschüssen, einen Lösungsforrschrin bedeuten würde, 
müßte näher untersucht werden. Immerhin könnte ein solches Fachgremium flexibler 
auf Ve(änderungen im Stand von Wissenschaft und Technik reagieren. Im übrigen 
wäre Hauptproblem hier die Frage der personellen ZusammensetZung. Gerade die 
Frage der Zusammensetzung letztentscheidender Fachgremien - schon nach gelten­
dem Recht ein zentrales ProbJem,6- wurde aber kaum jemals aufgeworfen. Häle das 
Desinteresse an dieser Frage an, dann muß befürchtet werden, daß wesentliche 
materielle Kompetcnzen in die Hände derer fallen, dic sich wegen ihrer wissenschaft­
lichen und fachlichen Qualifikation - ausgewiesen durch die Zahl illrer Veröffenrli­
chungen und den Rang der Instionion. für die sie arbeiten - aufdrängen<). 

2 . Auch die Ebene neu einzuführender Vedah(ensanen ist durchzogen von dem 
Bemühen um Entlastung der Gerichte. 

4) Administratives Fachgremium 
Ein z. Zr. breit diskutierter Vorschlag starrum \>on Ossenbühl, Bettennann und 
Papier. Tm wesentlichen übereinstimmend streben sie eine Lösung des Gewalten­
konflikts von El(ekutive und Judikative, von Politik und Recht dahingehend an, daß 
schon im administrativen Verfahren ein kontrollfähiges, unabhängiges und unpartei­
liches Gremium mit gerichtsähnlichen Funktionen eingeschaltet wird. Einem solchen 
Gremium von wissenschaftlich-technischem Sachverstand und juristischen Fachleu­
ten soll dann die technisch-wissenschaftliche Letztemscheidungskompecenz. zuge­
wiesen werden'!. Die gegen ein solches Gremium sich aufdrängende Frage nach der 
Kontrolle der Kontrolleure wird gemeinhin damit beantwortet, daß Art. '9 Abs. 4 

GG keinen Anspruch auf eine zweiinstanzliehe Tatsachenfeststellung gewähre und 
die gerichr.liche Kontrolle ohne Verletzung des Art. '9 Abs. 4 GG auf überprüfung 
des ordnungsgemäßen Verfahrensablaufs und der richtigen SachverhalLSerminJung 
beschränkt werden könne'9. Wie umer diesen Umständen die Bereiligung des Bürgers 
(im Gremium?) und ein effektiver Rechtsschutz der Betroffenen sichergestellt 
werden sollen, bleibt die entscheidende. aber eben offengebliebene Frage. Wegen der 
gerichtlichen Beschränkung einer umfassenden Sachverhaltsaufklärung können die 
bisher gemachten Reformvorschläge jedenfalls nicht dem Vorwurf einer zumindest 
partiellen ReclHsschutzverweigerung entgehen. Dieser Vorwurf bleibt solange 
bestehen, bis der Nachweis geführt ist, daß die spezifisch richterliche Kontrolle mie 
ihrer durch Art. 10 Abs. 1 GG zugewiesenen Machtkompetenz in ein derartiges 
administrativ-richterliches Gremium eingeht. 

b) Entscheidungskonzentration 
Nach gehendem Recht bindet die Erteilung einer atom rechtlichen Genehmigung 
andere ebenfalls am Genehmigungsverfahren bereiligte Behörden zwar in der Weise, 

Al Luke,. NJW 78, '41. '46. 
46 Die Richler Simon und Hrußncr sprechen in ihrer ~b..,cichendfn Meinung zum Mülh.im· KJirlich­

Beschluß in diesem ZU'lffimenh.ng von .inem "nonn'liven Regelung.defizilo<, vgl. EuGRZ 80, 68, 
70. 

47 Dasni, 5011 d ... Problem der S.chver$,mdigcnallsw.hl genannl, hier ,ber nichl weiter verfolgt werden; vgJ. 
<Iazu Mayer·Tlsch, Umwehrechl im W",dd. !~qg. S. 37 I. u. lJ H. 

48 OS<enbühl, DVBI. 78, 1,9; Beltcrm.nn. Schrihenreihe-dtt Hochschule Speycr, Bd. 75, S. '1, 93 L; Papier, 
Die Sleilung dcr Verwahungsgenchtsblrkeil im demokratischen Rechts""." S. 34!. Zustimmend der 
P",sid,m des ßundesvaw.ltungsgerich .. Füm bei seiner Abschiedsrede .m). M:U-Z '980 in Berlin (n. v.) 
und namentlich ScUner am 8. M:ti '980 .ul dem Verwahungsrich<enag in K.s.sel. 

49 Os.senbühl. a. a. O. 
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daß diese Behörden für die in ihre Fachkompetenz faUenden Entscheidungen von der 
alOmrechdichen (Teil-)Genehmigung auszugehen haben'o. Die Zersplitrerung der 
Kompeten7.-en und die damit verbundenen Verzögerungen im Genehmigungsverfah­
ren sind aber durch das Atomgesetz - einmal abgesehen von § 8 Abs. 2, der die 
Genehmigung nach § 4 BImSchG einschließt - nicht beseitigt. Infolgedessen wird 
verschiedendichdas Bedürfnis nach einer Konzentration der behördlidten Entschei­
dungsträger zum Ausdruck gebracht. Dabei geht es im wesentuchen um de lege 
ferenda-Lösungen, die das bei paraUelen Entscheidungskompetenzen sonst herr­
schende Separations- oder Konkurrenzprinzip verdrängen zugunsten eines Konzen­
trationsprinzipsp . Die dadurch zweifellos entstehenden Vorteile einer Entrümpelung 
des Bürokratiemolochs würden allerdings zu einem nicht unerhebüchen Teil von 
Nachteilen aufgehoben, die mit dem Verlust an Kontrolle verbunden sind. Wenn 
auch einzelne Nachteile durch die genaue Ausgestalrung einer Planungskonzeotra­
tion abgeschwächt werden könnten, so bestünde doch die Gefahr des Verlustes an 
verwallUngsimerner Kontrolle (der Behörden untereinander) und an Sachverstand. 
Vor allem ergäben sich Schwierigkeiten bei der Wahrung der z. Zt. U, den jeweiligen 
Fachgebieten noch bestehenden Verfahrensbeteiiigungen der Bürger. Wie immer die 
praktische Einflußmöglichkeit durch Anhörung, Einspruch etc. eingeschätzt werden 
mag, sehr (ragöch ist, ob die Bürgerbeteiögung in einern konzentrierten Verfahren, 
das erhöhte Anforderungen an die Infonnationsversorgung und an den Sachverstand 
der Betroffenen steUen würde, in dem gleichen Umfang gesichert wäre wie 
bisher. 
Dies gilt im besonderen Maße bei einer völligen Ersetzung der Genehmigungsver­
fabren durch ein alOmrechtliches PJanfescsteUungsverfahren" . Würde dadurch die 
Bauleitplanung ersetzt, könnte der betroffene Bürger nicht mehr geltend machen, daß 
seine Interessen und Belange - wie z. B. die Anforderungen an gesunde Wohn ver­
hähnisse, vgJ. § r Abs. 6 BBauG - bei der Aufstellung des Bebauungsplans nicht 
sachgerecht abgewogen sind. Sein Rechtsschutz wäre u. U. auf die überprüfung der 
wesentlich engeren PlanfestSCeilungsvorausseezungen nach §§ 9b Abs. l, 7 Abs. 2 

AtomG beschränktJl . 
Auch die Bemühungen um Verfahrenskonzemration begegnen also latem dem 
Einwand einer Rechtsschutzverkürzung. 

c) Standonvorsorge 
Eine weitere Fonn der Verfahrenskonzentration liegt in einer vorn Genehmigungs­
verfahren losgelösten ScandoTlvorsorgeH . Sie wird schon bisher (rudiment.är) von den 
LänderverwaJrungen betriebenli, soU aber nach VorsteUung der Reformer künftig 
umfassend als rechtsverbindliche Standorrvorsorgeplanung durch das Parlament 
vorgenommen werden. Dabei ist im wesentlichen nur das Verhältnis zwischen den 
Planungskompetenzen des Bundes und der Länder umstritten. überwiegend wird 
einer Rahmenkompetenz des Bundes, die sich aus Art. 75 Nr. I la GG ableite, der 
Vorzug gegeben und ein Bundes-Standortplanungsgesetz gefordert, wobei den 
Ländern der Erlaß darauf abgestimmter Raumordnungsgesetze bliebe". Der beson-

50 Zuletzt besütigt durch das ßunde,,·trW:tlrungsgericlu, Beschluß "001 H. November 1979 - BVuwG IV B 
\61.79 - = GcwerArch. 1/80 S. 40. 

SI Vgl. im einzelnen Jarass. DOV 78, 11 H. 
p Zum Phnfcmldlungsverfahren außer den in Anmerkung)6 angcgebencf\ noch Lisd. DVBI. 78, 10, 16; 

Rt.ngdlng JZ 77, '41 L; Rreuer NJW 77,111 1 H. 
o Zur Kritik vgl. Geulen, KJ 78, '71, 1761. 
H Zum bishe.rigen Sland vgl. Blümel, OVßI. 77. )01, )061f. 

55 Vgl . Depcnbrock, OVBI. 78, '7 H. 
S6 Soerwa Lisd, OVBI. 78,10,1 s; LecheIer ZRPn, '41,145 1.; weitergehend Bliimel, , .•. O. und DVBJ. 77, 

)' 5 sowie DVBJ. 78, 11 1.; rur alleinige Pbnungskompetenz der Länder d.gegen Oepcnbrock ••. O . 
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dere Voneil einer parlamentarisch betriebenen StandortVorsorgeplanung wäre 
zweifellos, daß die Genehmigungsbehöl"den niche mehr mit einer fertigen Standon­
planung der Energieversorgungsunternehmen konfrontiert würden. die sie nur noch 
genehmigen oder ablehnen können, sondern bereits auf die Planung selbst eingewirkt 
werden könnte; die Koordinierung Staatlicher und privater Planungsvorstellungen 
w:are verbessert. Wenn aber die Standonvorsorge als »GemeinschaItsaufgabe von 
Staat und Energieversorgungsunternehmen «17 so verstanden werden sollte, als gehe es 
ausschließlich darum, Parlament und Kernkraftindustrie näher zusammenzuführen, 
dann steUt sich wiederum die Frage nach den Chancen einer Bürgerbeteiügung. Denn 
wird dem förmlichen Genehmigungsverfahren (mit Beteiligung der öffentlichkeit) 
die parlamentarische Planung und das Raumordnungsverfahren, das bisher keine 
Beteiligung der öffendichkeit kenne's, einfach vorgeschaltet, dann wäre die brisante 
Standortfrage einer Mitwirkung der betroHenen Bevölkerung entzogen. Da in den 
bisherigen Konzept.ionen Vorkehrungen einer direkten Panizipation im parlamen­
tarischen Entscheidungsprozeß und/oder im Raumordnungsverfahren nicht berück­
sichtigt sind, liegt auch hier der Verdacht nahe, daß die Standonplanung auf Kosten 
der Wahrung des individuellen GrundrechtsSchutzes einseitig das Ziel der Verfah­
rensbeschleunigung verfolgl S9 . 

d) Entsorgung, Stillegung 
Auch das Nichtregeln an sich regdungsfähiger Gegenstände kann ein Stück Reform 
(im Sinne einer zügigen Durchserzung des Atomprogramms) bedeuten. Es gibt noch 
immer keine normativen Grundlagen für ein System der Entsorgung60 und für die 
Sullegung kemtecbnischer Anlagen'\ und das, obwohl beides - schon jetzt für alle 
erkennbar - Probleme mit sich bringt, die wegen jhrer Auswirkung auf die 
Lebensverhältnisse künftiger Generationen dringend und vorrangig technischer und 
gesetzlicher Lösungen bedürfen. Bezeichnenderweise ist die generalklauselanige 
Fassung des § 9a AcomG bisher nur in Form zweier Beschlüsse der Regierungschefs 
von Bund und Ländern vom 6, Mai 1977 und vom 28. September 19796• »konkreti­
sien« worden . Die darin enthaltene Forderung nach Zwischenlagern und Untersu­
chungen (!) über EntSorgungstechruken hat einerseits scheinnormativen Charakter, 
unterliegt andererseits aber völlig der jeweiligen politischen Opportunität. Daß es 
Gerichte gibt, die sich mit scheinnormativen politischen Erklärungen zufriedengeben 
und ein KernknJtwerk auch ohne ausreichendes Entsorgungskonzept passieren 
lassen, zeigt der schon oben erwähnte Brokdorf-Beschluß des VG Schleswig vom 
17. März 1980. Auch ist nicht auszuschließen, daß aus Kompakt- und Zwischenla­
gern eines Tages Endlager werden. Das Problem der Stillegung im übrigen ist nach 
wie vor auf ein bloßes Außerbetnebsetzen der Reaktoren reduzien. 
Da eine weitere Normierung des EntSorgungsbereichs, sol! sie wirklich wissenschaft­
lich zuverlässige Daten zugrunde legen und langfristige Sicherheit bieten, der 
Zügigkeit der Genehmigungsverfahren zwangsläufig im Wege stehen würde, ist hier 

57 BJümel DVBJ. n, )01, )09. 

s8 Blümel. a. 1. O . mit weiteren Nachweisen in Anmerkung '40; BUlz< aul dem Drinen deutschen 
Alomr<-ebl-Symposium, luke! (Hrsg.) Schriheoreihc 8d. 7, S. SJ. 

59 Den Voneil der Beschleunigung betonen de-on auch Blumd und Louer auf dem Drillen AlO,nr""h,,­
Symposium ••. • . 0 .. S. }6 f. bzw. 471. und Lisd, DVBl. 78. 10. ". '4; vgl. abcr auch Blümel DVBI. 77, 
~Ol . pI I. 

60 Vgl. dnu schon Pel~ .. ET 75, 10) H.; weiler. N.chwe;,. bei Blümel DVBI. 77. JOI Anm. 4. 
6, Duu Schunhoop auf dem Drinen Aromrechts-Symposium •. a. 0 ., S. 6) H.; Scnw1r2w.lder ET 76, 

~S8 ff. ; Broscbe. Dangdmeier und Scharnhoop auldem J. AlOmrechts-Symposium, vgl. den Bericht in ET 
'9n. 6J fI. 

li1 Hierzu Bull.r;n der Bundesregierung Nr. I H , S. !lH H. vom 11. Oktober '979. 
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mit einer Reform nicht zu rechnen bzw. die Reform als vorläufig abgeschlossen zu 
betrach[en6] • 

IV. Schlußbemerkung 

Aus der Sicht der rechtsschutzsuchenden betroffenen Bevölkerung ist die (Zwi­
schen-)Bilanz der Refonn eindeutig negativ. Die Vorstellungen - ob de lege lata oder 
de lege ferenda - zielen durchweg einseitig auf eine Beschleunigung des Genehmi­
gungsverfahrens. Auch wenn unterstellt werden kann, daß mit dem Beschleunigungs­
effekt nicht notwendigerweise ein Zurückfallen hinter die heutigen Sicherheitsstan­
dards verbunden ist, so muß aber auch festgehaIren werden, daß nicht die Sicherheit 
vor den Gefahren und Risiken der Kernenergie im Mittelpunkt der Reformüberle­
gungen steht. sondern der beschleunigte Ausbau der Kernenergie. Bei dem jetzigen 
Wissen um die Angreifbarkeit bisheriger Sicherheicskonzepte und bei der immer 
mehr zur Gewißheit werdenden Erkenntnis, daß der mit der Atomenergie verbun­
dene Nutzen in keinem Verhälmis zu den möglichen Gefahren steht, ist die 
Akzemseezung auf den beschleunigten Ausbau statt auf die gründlichere Erforschung 
der Risiken allerdings ein verhängnisvoller Weg. 
Nach diesem Befund muß die vor Jahren von Hinz erhobene Forderung nach einer 
vorrangig zu erarbeitenden "Philosophie des Risikos,," schon heute utopisch 
scheinen. Und der Appell. alle noch vorhandenen Mittel der KOIHrolle zu nutzen"l. ist 
zwar berechtigt. Die Reform wird dies aber zunehmend zu verhindern wissenb6 • Die 
),Parlamentarisierung« wesemlicherTeile des heutigen Genehmigungsverfahrens und 
die Verlagerung der KontroUfunktionen der Judikative in den admini.sm.riven 
Bereich werden mit Sicherheit die Kontrolldichte insgesamt lockern und die Chancen 
einer weileren Thematisierung des Atomstaates in den staatlichen Organen mindern. 
Durch Klagen gegen die Errichtung von Atomkraftwerken und technischen Groß­
vorhaben ist sie kaum zu erreichen. 
Den Atomgegnern bleiben zwei Wege: die verstärkte direkt politische Aktion und 
eine veriinderte Strategie der gerichtlichen Auseinandersetzungen. Außer mit 
Massenverfahren gegen umwelcschädigende Großvorhaben köculten die Gerichte mit 
einer Vielzahl von Klagen gegen die Energieversorgungsumemehmen und ihrer 
staarlichen Aufsichcsbehörden beschäftigt werden. Energieabnehmer ist schließlich 
jeder, und sein Vertragspanner ist für die EnergiebedarfsplaDung (nicht nur 
gegenüber dem Staat) verantwortlich. Die ErfoJgschancen solcher Klagen aus dem 
individuellen Venragsverhältnis sind nicht schlecht, wenn genügend Bürger mitma­
chen und den Gerichten nur immer wieder Argumente liefern. Rechr.l.iche Anknüp­
fungspunkte gibt es viele. Einer davon ist das Energiewirrschaftsgesetz. Es stammt 
zwar aus dem Jahr , 9) 5 (!), ist aber geltendes Recht und verpflichtet die 
Energiewirtschait, ~die Energieversorgung so sicher und billig wie möglich zu 

6} W3gncr und Zieglcr- zwci fürdie GescUschafr für K~rnforschung in Karlsruhe arbeitende Vielschreiber­
kommen denn 3uch in ihrer Untcrsuchung zur Eriorderlichkeil de, Entsorgung,nachweis<:< tU dem 
Ergebnis. daß USlen, die Entsorgung keine Gcnehmiguogsvorau"elzung und zweil~ns eine Änderung des 
AlomgfSelles nichl notwendig sei; Oö V So, '}9. '46. 

64 Hinz DuR 76, '48, lS9. 
65 Vgl. derselbe. DcrAlomsla.Jt vOr Geriehl', •. 3. O. (Arun. '7) S. I'S, ')9 ff. 
66 Wie d~gegen "ne Reform .ussehen könnte, die dCfl Grundrcch",ehutz wahrt. zeigen die Beiträge vOn 

Roth-S,ielow OliV 79, ,67 u. 79, 7'0 und von M,yor-Tasch, Umwchrech, im W~dd, s. 45 H. u. 68 fI., der 
zur .Dcmoknli,i<'·rung und Liberalisierung des Genehmigungs· und Aniechrungsveriahrens . u. a. den 
Bcd.rfsnachwcis für Alomkraftwerk. und die Einführung der Bürgerkhge vorschlägt. Spezidl zum 
Ausb.u der richterlichen Kontrolle zucincm echlen . Richler.'orbch,h. '.gl. Pem.lozza, Der SUat '979, S. 
481 fr. 
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gestalren«. Die Energieproduzenten müssen sich wie alle an das Gesetz halten. Tun 
sie es nicht, gibt dies dem Energieabnehmer ein Recht auf Beitragsverweigerung. 
Formulierungshilfe kommt von unverhoffter Seite. Kein geringerer als Bachof 
schrieb erst kürzlich: ~Die Erhebung von Beiträgen zu dem Zweck, dieselben 
gesetzwidrig zu verwenden, ist ein eindeutiger Rechtsmißbrauch und damit rechts­
widrig . . . Wenn eine Beitragsforderung rechtswidrig ist, so genügt das für die 
Befugnis des Schuldners, die Zahlung abzulehnen~&7 . 

67 B.chol DöV &0, 607, 609. Wen in'CI"C!,icrt noch bei dem Brdemungsgchal' di.,..cr Sätzc, d:.ß rie nicht.uf 
den Strornzahlungsverweigerer gemünz, waren, sondern auf den Sruden[tn, der mir der Ausübung des 
pol itisehen M:1odau durch die verlaß te SlUdcnlenschl/t nieht einverstanden ist . . . 
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4°2 
Leiris' Afrika­
Tagebuch hot 
die Fachwelt 
aufgeschreckl 
und verargert. 
Im Sinne der 
akademischen 
WissenschaM 

ist es ein ska n­
dalöses 8ud\: 
in den Teilen, 
in denen es 
vom Alltäglich­
sten, von den 

Schwächen 
und dem Ver· 
sogen handelt 

Es isl ein einzigartiges Dokumenl des Reisens, 
der Ethnologie und der w,ssenschaf1 übe'· 
haupt. 1312 S. 13 Abb. 38 Morkl 

Im fußballsta· 
dion folgen 01· 
ler Augen dem 
8011. Dem Zu' 
schauer schout 
niemand zu . 
Läßt sich der 
Fußball ah · 
ne Zvschover 
uberhaupt den· 
ken? In den 
hier versom· 
meilen T exlen 
haben Sehr,h-

Der FuIIbaUfan 
Ansichten vom Zuscluwer 
Herausgegtben 
von RoH UndneI: 

• ..:.lo r ....... 4 • 

• "'" . <:, '. 
~ .', ~" 
''J~ .~. . ~ 1 

. '\ . 

sleller. Journo-
hlen und So· Smdicat 

zialwissen-
schahler einmal versucht, dos Spielgeschehen 
auf den Rängen in den Blick zu bekommen. 
1203 S. 10 Abb. 16,80 Mark) 

,--------------------. Die moderne 

KnutSroka 
z.... DlaIeIdiI< "H~ 

Seuche "Herz­
infarkt" als die 
Folge eines 
psycho·vege­

tativen Ent­
spannungsver­
lustes, ei ner 
fundamentalen 

Gleichge­
wichtsstaru ng, 
ist ein Resultat 
der Industriai i­
,ienung, der 
massenhaften 

Smdiat Verrichtung 
si n nent leerter, 

entfremdeter Arbei!. Eine wissenschaMlich fun ­
diene Neukonzeption des Herzinfarktes, die 
den Weg zur olternativen Therapie 4eigt. 
1250 S. 29,80 Markl 

Dieser große 

AIbeIt M,.,... 
Der KoIOnioat'" und der KoloN ..... 
Zwef l'ollrtils 
.., __ v..,...; .... ~ ..... 

Essay war und 
ist ein Grund­
text der antika­
loniolen Oppo­
sition, .Mem­
mis Bucr, ist 
fonmgeworde­
ne Erfahrung. 
Dieses nüch ter· 
ne und klare 
Werk reiht sich 
ein unler die 
,Ieidenschoft­
lichen Geome· 
!rien', seine ru- Smdiat 
hige Objektiv;. L..-________ --..J 

tät ist übeJWundenes Leid und Aulbeger,ren." 
IJ. P. Sonrel 1141 S, 18 Markl 

Es geht um die 
Beschreibung 

der kühnen, 
der entgleisen­
den Sprache 
der Frauen, 
Versuche einer 
Phänomenolo­
gie des Weib­
lichen. 005 

Weibliche isl 
ein Energie­
feld, das dart 
in Bewegung 
gerät, wo Frau· 

SmdiIoat en über die 
Grenzen ihrer 

,Bestimmu ng" in ihrem Leben und ihrer Sprache 
hinaus in die ..fröste der Freiheit" aufgebrochen 
sind. 1\36 S. 10 Abb. 16 Markl 

Heydorns 
SchriMen, inde­
"en Bildung als 
die entschei­
dende Kral! zur 

Vermensch-
lichung der 
Gesellschah 

erscheint, sind 
ein wirharnes 
Gegengift ge­
gel"\ die curri­
culare Verstüm­
melung umfas· 
sender Bildung, 
Sie machen Smdikat 
Front gegen 
d'e didaktische Stil!egung der Iniliolive derer, 
die Lehrer sei, ~ wollen, Sich aber zu Funk:io­
nären von lehrplönen dressieren lossen müs­
sen. 1327 S. 38 MarkJ 
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